
Quelle Hintergrund: Bundesamt für Landestopographie 

Quelle Siedlungseinheiten: Geodaten Kanton/Gemeinden GL, generalisiert

© IRAP 2017

0 3 6 km

nicht erschlossen durch MIV

robust
sensitiv
kritisch

Linthal

Luchsingen

Schwanden Engi

Matt

Elm

Braunwald

AMPELKARTE DER 
VERSORGUNGSQUALITÄT

Die Ampelkarte der Versorgungsqualität stellt die heutige Betroffenheit und die 
zukünftige Sensitivität von Räumen in Bezug auf die Versorgungsqualität dar. 
Sie weist abstrahiert für die einzelnen Siedlungseinheiten aus, welche Teile des 
Raumes robust, sensitiv oder kritisch in Bezug auf die beiden Dimensionen der 
Versorgungsqualität sind. 

Die heutige Betroffenheit wird auf Basis zu Siedlungseinheiten zusammengefass-
ten Siedlungsflächen betrachtet. So können die Versorgungsqualitäten Gemein-
degrenzen übergreifend betrachtet werden. Auf Basis dieser Siedlungseinheiten 
werden die Erreichbarkeiten zu den einzelnen Versorgungsinfrastrukturen mit 
den verschiedenen Verkehrsträgern motorisierter Individualverkehr (MIV), öffent-
licher Verkehr (ÖV) und Fussverkehr (FV) simuliert und zu einer kombinierten 
Erreichbarkeit zusammengefasst. Um eine gesamthafte Betrachtung zu errei-
chen, werden die Erreichbarkeiten der einzelnen Versorgungsinfrastrukturen 
wiederum überlagert und so die heutige Versorgungsqualität und die Betrof-
fenheit einzelner Teile des Raumes erkennbar.

Die räumliche Sensitivität in Bezug auf den Wegfall von Versorgungsinfrastruk-
turen wird ermittelt, indem simuliert wird, wie sich die Erreichbarkeiten ändern, 
wenn jeweils die nächstgelegene Versorgungsinfrastruktur wegfällt. Das heisst, 
wie weit ein Einwohner einer Siedlungseinheit beispielsweise zum übernächs-
ten Arzt mit dem Bus oder dem Auto fahren müsste, wenn der angestammte 
nächstgelegene Arzt seine Praxis aufgibt. Aus der Überlagerung der einzelnen 
Versorgungsinfrastrukturen lässt sich die räumliche Sensitivität in Bezug auf die 
Versorgungsqualität einzelner Teile des Raumes erkennen.

Zusammenfassend werden die heutige Betroffenheit und die künftige räumliche 
Sensitivität überlagert. So entsteht aus den knapp 20 Einzelbetrachtungen die 
summarische „Ampelkarte der Versorgungsqualität“, die erkennen lässt, welche 
Bereiche stabil bzw. robust sind (grün), welche Räume kritisch in Bezug auf die 
Versorgungsqualität sind (rot) und welche Teile des Raumes sensitiv auf eine 
Veränderung der Versorgungsqualität reagieren (orange). Um die Lesbarkeit 
der Karte zu erhöhen, wird in einem letzten Bearbeitungsschritt das Ergebnis 
statistisch vereinfacht bzw. generalisiert.

Dimensionen der Versorgungsqualität
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KÜNFTIGE VERSORGUNGSINFRASTRUKTU-
REN IN LÄNDLICHEN RÄUMEN

Die Schliessung von Läden, die Umwandlung von Poststellen in Postagenturen oder Dorfärzte in einer Genos-
senschaftspraxis sind deutliche Zeichen, dass die Grundversorgung in der Schweiz im Umbruch ist bzw. 
teilweise abgebaut wird.

Gemeinsam mit sechs Kantonen und dem Bundesamt für Raumentwicklung hat die Hochschule für Technik 
Rapperswil HSR eine Methode entwickelt, wie die räumliche Wirkung dieser einzelnen Entscheide der Infra-
strukturträger gesamthaft betrachtet werden können. Ziel ist es, ein „Frühwarnsystem Versorgungsqualität“ 
aufzubauen, das gezielte Eingriffe erlaubt, bevor der Umbruch einer Versorgungsinfrastruktur räumliche 
Strukturen nachteilig verändert.

Die entwickelte Methode zeigt die räumliche Wirkung der Versorgungsqualität mit ihren zwei Dimensionen 
der heutigen Betroffenheit und der zukünftigen Sensitivität auf. Da die Methode von Siedlungseinheiten und 
nicht von Gemeindegrenzen ausgeht, können übergemeindlich Räume identifiziert werden, in denen das 
Wegbrechen einzelner Versorgungsinfrastrukturen zu einer schlechteren Erreichbarkeit und in der Summe zu 
einer schlechteren Versorgungsqualität führt.

Das Forschungsprojekt der HSR zeigt Handlungsansätze auf, mit denen man akut oder präventiv einer Ver-
schlechterung der Versorgungsqualität entgegentreten kann. Sie zielen darauf ab, Art und Ort der Leis-
tungserbringung der einzelnen Infrastrukturen zu überdenken und sich zum Thema „Versorgung“ allfällig 
gemeinde-, regions-, kantonsübergreifend zu organisieren. Im Zusammenhang mit den Handlungsansätzen 
wird die „Region“ – obwohl sie keine eigentliche Staatsebene darstellt – als separater Akteur aufgeführt, da 
in einigen Kantonen die regionale Ebene eine wichtige Rolle spielt und sich dementsprechend teilweise auch 
regionale Trägerschaften gebildet haben.

Projektpartner

Kanton Basel-Landschaft
Kanton Glarus
Kanton Graubünden
Kanton Solothurn 
Kanton St. Gallen
Kanton Thurgau
Bundesamt für Raumentwicklung ARE
Institut für Raumentwicklung IRAP der Hochschule für Technik Rapperswil HSR

Projektbearbeitung

Prof. Dr. Dirk Engelke, Martin Schlatter, Kalin Müller, Roman Seiler, Linda Hollstein
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Alternative Trägerschaft installieren
Bei der Übernahme von Läden oder Arztpraxen haben Kosten für Gebäude, 
Ausstattung oder Übernahme oft ein so deutliches Gewicht, dass diese Ver-
sorgungsinfrastrukturen nicht rentierend betrieben werden können und sich 
keine Nachfolge findet.
Hier können alternative Formen der Trägerschaft (bspw. Genossenschaften, 
Stiftungen) oder vorfinanzierte Ausstattungen helfen eine Nachfolge zu finden.

Beispiel einer Umsetzung
Die ärztliche Gemeinschaftspraxis Ebnat-Kappel hat ein Ärztehaus errichtet und 
vermietet die Räumlichkeiten an drei Allgemeinärzte und einen Zahnarzt. So 
entfallen nicht nur die Einstiegskosten für die Ärzte, es sind im Verbund auch 
Vertretungen und fachlicher Austausch möglich.

Stärkung der Kerne durch Ansiedlung von Versorgungsinfrastrukturen
Mithilfe einer gezielten Ortsplanung werden die Voraussetzungen geschaffen, 
um verschiedene Versorgungseinrichtungen im Ortskern zu zentralisieren.
Die Gemeinde nimmt das Thema „Versorgung“ in ihre politische Agenda auf. So 
können im kommunalen Richtplan oder im kommunalen Leitbild Ziele betreffend 
Versorgungsqualität festgelegt werden, um vorausschauend zu definieren, wo 
künftig welche Versorgungseinrichtungen angeboten werden.
 
Beispiel einer Umsetzung
Die Gemeinde Safiental stellt einer Ladenbetreiberin vergünstigt eine Lokalität 
zur Verfügung und stärkt somit aktiv den Ortsteil Safien Platz.

Festlegung eines übergemeindlichen Versorgungsangebots
Die Gemeinden und Regionen legen das künftig erwünschte bzw. zu erhaltende 
Versorgungsangebot in ihren regionalen Entwicklungskonzepten bzw. regio-
nalen Richtplanungen fest. Dabei entscheidet die jeweilige Region, in welchen 
Orten welche Versorgungseinrichtungen aktiv gestützt werden sollen. Wo 
noch keine regionalen Trägerschaften etabliert sind, könnte deren Einführung 
geprüft werden, um die regionale Zusammenarbeit bzw. den regionalen Dialog 
zu fördern.
Dieser Handlungsansatz wird umso dringender, wenn sich abzeichnet, dass 
nicht jede Gemeinde ihren gewünschten Standard an Versorgungsgüte auf-
rechterhalten kann.

Förderung Engagement und Eigeninitiative
Aktive und initiative Leute werden in und zwischen den Gemeinden zusam-
mengebracht, um die Herausforderungen im Zusammenhang mit Versor-
gungsqualität anzugehen. Initiativen werden gezielt gefördert und bspw. bei 
organisatorischen oder versicherungsrechtlichen Fragen unterstützt. Auch die 
Vernetzung von lokalen/ gemeindlichen Initiativen mit ähnlichen Initiativen 
befördert bürgerschaftliches Engagement und Eigeninitiative.
Diese Unterstützung kann formalisiert als eigene gemeindliche/ regionale Auf-
gabe angegangen werden oder durch Offenheit in Verwaltung und Verbänden 
befördert werden.

Beispiel einer Umsetzung
Im Modellvorhaben „Interkommunale Vereinskooperation“ in der deutschen 
Region Ostwürttemberg arbeiten Sportvereine angrenzender Gemeinden zu-
sammen, um gemeinsam Aufgaben der Grundversorgung zu übernehmen und 
miteinander und nicht in Konkurrenz um Nachwuchs für die Vereinsarbeit zu 
werben.

Flexibles Versorgungsangebot schaffen
Durch die fortschreitende Digitalisierung werden Versorgungsleistungen bei-
spielsweise von Gemeindeverwaltung, Bank, Post oder auch die Zustellung von 
Einkäufen neu organisiert und gebündelt zum Kunden gebracht.
Die Technik ermöglicht neue Versorgungskonzepte, die gezielt die vorhandenen 
dörflichen sozialen Netze wie Vereine oder Nachbarschaften nutzen.

Beispiel einer Umsetzung
Durch Programme oder Wettbewerbe wie beispielsweise „Digitales Dorf Bayern“ 
werden Gemeinden und Gemeindeverbünde unterstützt, gemeinsam mit An-
bietern nach neuen, für den ländlichen Raum passgenaue Lösungen zu finden.

Stützung der kommunalen und regionalen Versorgung
Der Kanton unterstützt gezielt kommunale und regionale Initiativen zur Stärkung 
bzw. Erhaltung des Versorgungsangebots und begleitet sie.
Entweder selbst oder auf Antrag einer Region oder Gemeinde legt der Kanton 
fest, welche „Orte mit Stützfunktion“ in die kantonale Richtplanung aufge-
nommen werden sollen. Dabei wird auch festgehalten, in welcher Form und 
mit welchen Ressourcen – beispielsweise mit Finanzmitteln der Wirtschafts-
förderung – die definierten Orte gestützt werden. Als Grundlage für Anträge 
einer Region oder Gemeinde können beispielsweise regionale Leitbilder und 
Entwicklungskonzepte dienen. 

Beispiel einer Umsetzung
Die Kantone Graubünden und Solothurn haben in ihren räumlichen Entwick-
lungskonzepten bzw. kantonalen Richtplanungen bereits „Orte mit Stützfunk-
tion“ festgelegt. Diese beiden Kantone thematisieren die „Versorgung“ in ihren 
bestehenden Richtplanungen bzw. in den nächsten Richtplanrevisionen im Sinne 
dieser Forschungsarbeit.

Einführung eines Versorgungsprogramms
Analog zu den Agglomerationsprogrammen werden neu im Zusammenhang 
mit der Politik zu den ländlichen Räumen bzw. Politik zu den Berggebieten 
„Versorgungsprogramme“ eingeführt. Somit haben beispielsweise ländliche 
Regionen die Möglichkeit, ihre Versorgungsprogramme (Versorgungsziele ab-
gestimmt auf die zu erwartende Versorgungsentwicklung) auf Bundesebene 
einzureichen, Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen einzubringen 
oder auch finanzielle Unterstützung zu beantragen. Begleitend werden auf Stufe 
Bund die gesetzlichen Rahmenbedingungen auf deren Wirkung bezüglich der 
Versorgungsqualität ländlicher Räume hin überprüft. 

Beispiel einer Umsetzung
Mit der „Regionalstrategie Daseinsvorsorge“ bzw. dem „Aktionsprogramm 
regionale Daseinsvorsorge“ wurde in Deutschland ein Forschungs-, Förderungs- 
und Aktionsprogramm lanciert, das den Wandel in der Versorgung ländlicher 
Räume aktiv unterstützt und vor allem auf die Vernetzung der Akteure zielt und 
auch die Änderung der gesetzlichen Rahmenbedingungen gezielt mit abdeckt.

Raumbeobachtung im Bereich Versorgung mit harmonisiertem Ansatz
Die kantonale und nationale Raumbeobachtung wird im Bereich Versorgung 
verstärkt, um vorausschauend die künftige Versorgungslage abschätzen zu 
können.
Durch eine umfassende Beobachtung der Versorgungsinfrastrukturen, die über 
eine enge Definition von Service public hinausgeht, und den Aufbau von 
Zeitreihen können die Entwicklung aufgezeigt und die räumlichen Auswirkungen 
abgeleitet werden. Durch den Abgleich der effektiven Entwicklung mit der 
erwünschten Entwicklung kann beurteilt werden, ob und wie Handlungsbedarf 
besteht. 
In diesem Sinne erweitern Bund und Kantone den Auftrag an die Raumbeob-
achtung, indem Informationen zur Versorgung (Standorte von Versorgungsinfra-
strukturen, Netze des öffentlichen Verkehrs, Bevölkerungsprognosen) aufbereitet 
und zur Verfügung gestellt werden.

Gezielte Förderung von Versorgungsinfrastrukturen
Führen die ökonomischen Bedingungen dazu, dass die räumliche Verteilung 
der Versorgungsinfrastrukturen in einem funktionalen ländlichen Raum nicht 
optimal ist und somit das Versorgungsangebot unzureichend ist, kann die 
kantonale Standort- und Wirtschaftsförderung mit Fördermitteln gezielt die Aus-
weitung des Versorgungsangebotes bzw. während einer Umbruchphase neue 
Geschäftsmodelle und Angebotsformen unterstützen, bis sich diese Angebote 
finanziell selbst tragen können. 
Dieser Ansatz kann mit dem Handlungsansatz „Stützung der kommunalen und 
regionalen Versorgung“ kombiniert werden.
Sollten die gesetzlichen Grundlagen für Kantone, Regionen und Gemeinden 
für eine gezielte Einflussnahme fehlen, so steht vorab die Schaffung dieser 
Grundlagen im Vordergrund.

Koordinierte Entwicklung der Versorgungsinfrastrukturen
Jede Versorgungsinfrastruktur, sei es Post, Ärzte oder Spitäler hat ihre eigene 
Logik, wie Standorte betrieben oder auch geschlossen werden. Eine koordi-
nierte Entwicklung findet selbst dann nicht statt, wenn sich die Einrichtungen 
gegenseitig stützen. 
Sofern Aufsichtsgremien – wie beispielsweise die Eidgenössische Postkom-
mission (PostCom) – vorhanden sind, sollte es deren Aufgabe sein, neben der 
Optimierung einzelner Versorgungsinfrastrukturen auch die Raumwirksamkeit 
mit zu berücksichtigen. Es sind die Rahmenbedingungen dieser Aufsichtsgre-
mien anzupassen, dass die Raumwirksamkeit ein Entscheidungskriterium ist.
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HANDLUNGSANSÄTZE 
VERSORGUNGSQUALITÄT

Die folgenden Handlungsansätze adressieren die Akteure der öffentlichen Hand (Gemeinde, Region, 
Kanton und Bund), die den Rahmen für die Versorgungsqualität setzen und für eine Umsetzung vor 
Ort zuständig sind oder diese initiieren können. Ein erweitertes Verständnis von Zuständigkeit für die 
Versorgungsqualität bezieht private und zivilgesellschaftliche Akteure wie Bürger, Initiativen, Vereine 
oder Berufsverbände mit in die Anstrengungen um die Versorgungsqualität in ländlichen Räumen ein.
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